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Kosten in Millionenhöhe: Das könnte der 
Microsoft-Abschied vom Bund bedeuten
Der Bund will weniger abhängig von Microsoft sein. Gleichzeitig hat sich aber Schwyz kürzlich entschieden, auf die US-Software zu setzen.

Damian Bürgi

Der Bund plant, seine Abhängigkeit 
von Microsoft schrittweise und lang-
fristig zu reduzieren. Die «NZZ am 
Sonntag» deckte entsprechende Pläne 
auf. Die Meldung kam sehr überra-
schend, denn erst kürzlich wurde Mic-
rosoft 365 an 54’000 Arbeitsplätzen 
beim Bund installiert – und das, obwohl 
bereits Bedenken wegen der Datensi-
cherheit bestanden hatten.

Auf Microsoft 365 zu setzen, dazu 
hat sich erst Anfang Monat die Schwy-
zer Regierung entschieden (der «Bote» 
berichtete). Die Abläufe der Verwal-
tung könnten so modernisiert werden, 
und dem Entscheid gingen «umfassen-
de Risikoanalysen» voraus, hiess es in 
der damaligen Mitteilung. Kommen die 
Pläne des Bundes dem Kanton Schwyz 
nun schon in die Quere?

Software-Wechsel  
hätte weitreichende Folgen
«Ein Rückzug von Microsoft beim 
Bund würde den Kanton Schwyz nicht 
sofort zum Handeln zwingen, da viele 
kantonale Fachanwendungen auf Mic-
rosoft-Produkte referenzieren», erklärt 
Chief Information Officer (CIO) Mar-
cel Arthen als Vorsteher des Schwyzer 
Amts für Informatik. Er stellt aber auch 
klar, was eine allfällige Richtungsände-
rung seitens des Bundes für Schwyz 
und die anderen Kantone bedeuten 
könnte: «Ein Wechsel zu alternativer 
Software würde Kosten in Millionenhö-
he verursachen.» 

Zudem würde dies Sicherheitsrisi-
ken durch mangelnde Interoperabilität – 
also die nahtlose Zusammenarbeit von 
verschiedenen Systemen oder IT-Struk-
turen – hervorrufen. Vor etwaigen Mass-
nahmen müsse der Bund vorrangig die 
Kompatibilität sicherstellen, so Arthen.

Was die Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Kantonen betrifft, gibt es 
zwei grundlegende Arten. Nämlich die 
Nutzung von Fachapplikationen, wel-
che vom Bund bereitgestellt werden, 
oder den Austausch einzelner Dateien 
wie PDF- oder Office-Dateien. Die Plä-

ne des Bundes seien in der Machbar-
keitsstudie «Proof of Concept Boss» 
dargelegt, in welcher eine Open-
Source-Lösung (Alternative zu Micro-
soft) zur Büroautomation untersucht 
werde. «Es geht dabei aber nicht um die 
generelle Ablösung von Microsoft 
365», wie Arthen einordnet. 

Kanton sah von Alternativen  
auch aus Effizienzgründen  ab
Den Einsatz von solchen Open-Source-
Produkten, also alternativen Software-
Konzepten zu Microsoft, habe auch der 
Kanton geprüft. «Der Einsatz dieser 
Anwendungen würde aktuell die Ver-
waltungseffizienz und den Sicherheits-
standard beeinträchtigen und zu höhe-
rem Schulungsbedarf sowie zusätzli-
chen Kosten führen», erläutert Arthen 
den Entscheid zugunsten von Micro-
soft. Nebst der Datensicherheit (siehe 

Box) habe sich der Regierungsrat auch 
mit Cyberangriffen und Integritäts- so-
wie Verfügbarkeitsrisiken auseinander-
gesetzt. «Experten aus verschiedenen 
Fachrichtungen analysierten theoreti-
sche und konkrete Gefahren und be-
rücksichtigten Zugriffsszenarien sowie 
Kosten durch suboptimale Softwarelö-
sungen.» Einseitige Ansätze seien be-
wusst vermieden worden, entstanden 
sei ein «mehrstufiges, hybrides Sicher-
heitskonzept, das kontinuierlich opti-
miert wird», wie Marcel Arthen versi-
chert. 

Für den Kanton Schwyz scheint also 
Microsoft die beste Lösung auf dem 
Markt zu bleiben. Sollte der Bund seine 
Abkehrpläne tatsächlich weiterverfol-
gen, wären Anpassungen in Schwyz 
und wohl auch in anderen Kantonen 
unumgänglich  – verbunden mit ent-
sprechenden Kosten und Risiken.

Während Schwyz auf Microsoft setzt, plant der Bund, seine Abhängigkeit vom US-Konzern zu reduzieren.� Bild: Keystone

US-Regierung kann Daten mitlesen
Microsoft  Dass Donald Trump und 
sein Kabinett einen fragwürdigen Um-
gang mit dem Rechtsstaat pflegen, be-
reitet auch Anwenderinnen und An-
wendern immer mehr Sorgen. Die US-
Regierung ist nämlich von Gesetzes 
wegen befugt, auf gespeicherte Daten 
bei allen US-Techkonzernen zuzugrei-
fen. Dafür hatte Trump in seiner ersten 
Amtszeit mit der Verabschiedung des 
sogenannten Cloud Acts von 2018 ge-
sorgt.

Demnach dürfen die US-Behörden 
Daten auf Servern oder Clouds von 
Konzernen wie Microsoft anfordern. 
Wo auf der Welt die Server stehen, 
spielt dabei keine Rolle. Und der Nut-

zer weiss weder, welche Behörde auf 
seine Daten zugreift, noch, was mit die-
sen Daten geschieht.

Einseitige Betrachtung biete 
keinen Überblick über Thematik 
Bezüglich Datensicherheit brauche es 
«präzise Analysen», wie Marcel Arthen 
beschwichtigt. Die stark vereinfachte 
Gleichsetzung von Souveränität mit Si-
cherheit sei unzureichend. «Es ist wich-
tig, die tatsächlichen Sicherheitsaspek-
te von Souveränität und ihren Grenzen 
zu prüfen.» Ähnlich biete eine einseiti-
ge Betrachtung des US-Cloud-Acts kei-
nen realen Überblick über die komple-
xe Thematik. (dabu)
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Regierung verwirft die Bedenken wegen Spital
Wegen der Notfallstation Einsiedeln wurde Kritik laut. Doch der Regierungsrat beschwichtigt alle Bedenken. 

Damian Bürgi

Das ging fix. Vor rund zwei Wochen 
verkündete das Spital Einsiedeln die 
Einstellung des 24-Stunden-Betriebs 
seiner Notfallstation per 1. Juli, nur 
einen Tag später formierte sich Oppo-
sition aus der Politik. Kantonsrätin 
Aurelia Imlig-Auf der Maur (Ibach) 
und Kantonsrat Antoine Chaix (Ein-
siedeln) von der SP wollten von der 
Regierung wissen, inwiefern die Ver-
änderungen mit dem kantonalen 
Leistungsauftrag für das Spital verein-
bar seien und wie die Notfallversor-
gung in der Region weiterhin gewähr-
leistet bleibe. Nun liegt bereits die 
Antwort vor.

«Für die Bevölkerung ergeben sich 
daraus keine relevanten Veränderun-
gen.» Das heisst es seitens des Gesund-
heitsdepartements und dessen Vorste-
hers Damian Meier zum Wechsel vom 
24-Stunden-Notfall zu einer ambulan-
ten Notfallpraxis mit erweiterten Öff-

nungszeiten (Permanence) in Einsie-
deln.  Denn bereits jetzt seien mittlere 
bis schwere Fälle, die eine sofortige 
Hospitalisierung benötigten, direkt in 
ein geeignetes Zielspital weiterge-
bracht worden. «Die wohnortsnahe 
Versorgung bei akuten, aber nicht le-
bensbedrohlichen Beschwerden bleibt 
erhalten», so die Regierung.

«Keine zusätzliche Belastung  
für Schwyz und Lachen»
Weiter rechne man nicht mit einer zu-
sätzlichen Belastung für die Notfallsta-
tionen in den Spitälern in Schwyz und 
Lachen, im Gegenteil: «Die Anzahl 
akuter Notfälle in der Nacht am Spital 
Einsiedeln war gering. Der leichte Zu-
wachs an nächtlichen Notfällen führt 
zu einer besseren Auslastung der Struk-
turen der anderen Spitäler.»

Damit das Spital Einsiedeln dem 
erteilten kantonalen Leistungsauftrag 
weiterhin gerecht werden kann, muss-
te es eine Änderung beantragen. Denn 

der Schwyzer Spitalliste liegt das Spi-
talplanungs-Leistungsgruppen-Kon-
zept (SPLG-Konzept) zugrunde. In die-
sem wurden zwei Pakete, das Basispa-
ket (BP) und das Basispaket Elektiv 

(BPE), definiert, welche «mit wenigen 
Ausnahmen die Grundlage für alle an-
deren Leistungsgruppen bilden». 

Für die Spitalliste 2025 hatte sich 
Einsiedeln wie bisher umfassend als 
Grundversorgerspital beworben, und 
der Kanton erteilte dem Spital den 
Leistungsauftrag für das Basispaket. 
Bekanntlich hatte der Verband Schwei-
zer Krankenversicherer Prio Swiss 
beim Bundesverwaltungsgericht Be-
schwerde gegen die Schwyzer Spital-
liste 2025 erhoben, weshalb im Be-
reich der Akutsomatik aktuell die Spi-
talliste 2015 gelte, wie die Regierung 
anmerkt.

«Auf Antrag des Ameos Spitals Ein-
siedeln findet nun ein Wechsel zum 
Leistungsauftrag Basispaket Elektiv per 
Änderungskündigung auf den 1.  Juli 
2026 statt.» Mit der Umstellung werde 
das Spital Einsiedeln zu einem elekti-
ven Leistungserbringer ohne Notfall-
station, heisst es in der regierungsrätli-
chen Antwort.

Das Spital Einsiedeln schliesst per 1. Juli 
den 24-Stunden-Betrieb in der Notfall-
station.� Bild: Christoph Clavadetscher

Neuvergabe für  
Betrieb Badiwägeli
Lauerz  Die Betriebskommission hat 
einen neuen Betreiber für das Badi-
wägeli gefunden. Dies heisst es im 
Infoblatt Lauerz. Die Kommission 
habe sich für Elisabeth Villiger als 
Betreiberin ausgesprochen. Villiger 
bringe Erfahrung mit, da sie bereits 
in der Vergangenheit ihre Tochter 
Silvia Breda Stocco beim Betrieb des 
Badiwägeli unterstützte. (see)

Kommunalfahrzeug 
ist eingetroffen
Lauerz  Das neue Kommunalfahr-
zeug ist eingetroffen. Mit dem Avant 
760i Knicklenker Stage werden die 
bisherigen Fahrzeuge, die teils über 
30  Jahre alt sind, ersetzt. Es sind 
dies der Rasenmäher in der Seematt 
sowie der Kombi-Rasentraktor der 
Schul- und Mehrzweckanlage. (see)
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